
 

Thomas Gemke Dirk Lönnecke 
Verbandsvorsteher Vorsitzender der Verbandsversammlung 

 

Zweckverband Ruhr – Lippe 
 

90. Sitzung der Verbandsversammlung am 29. Juni 2016 in Hamm 
 

– Nicht öffentliche Sitzung – 
 
TOP: 7 Vorlage: 12/16 

 
Info zu weiteren Themen des NWL 
 

a) Sachstand und weitere Vorgehensweise Umsetzung neues 
Sauerland-Netz  2017 

NWL 343/16 

b) Vergabeverfahren wasserstoffbetriebene Fahrzeuge im 
Emscher-Münsterland-Netz RE 14/RB 45 

NWL 342/16 

c) Vertriebsausschreibung NWL (Nachversand) NWL 345/16 

d) Vergabeverfahren S-Bahn Rhein-Ruhr (Nachversand) NWL 346/16 

 
 
Berichterstatter: Bearbeiter: 
Herr Ressel Frau Nowak-Müller 

 
 
Begründung: 
./. 
 
Kosten: 
keine 
 
Beschlussvorschlag: 
 
./. 

 

(Eine Befassung der Mitgliedszweckverbände ist NWL-seitig nicht angedacht. Daher 
in der ZRL-VV zur reinen Information.) 

























 

Nicht öffentlicher Teil 
 

40. VERBANDSVERSAMMLUNG DES NWL 

AM 07.07.2016 IN UNNA 

 
 

TOP: 9 
 

Vergabeverfahren wasserstoffbetriebene  
Fahrzeuge im  

Emscher-Münsterland-Netz RE 14/RB 45 

 
 

Anlage 1 
 

zur Vorlage 342/16 
 

Verwaltungsvereinbarung EM-Netz 



ENTWURF: 09.06.2016 

 

����

 

Verwaltungsvereinbarung 
 
 

zwischen der 
Verkehrsverbund Rhein-Ruhr AöR (VRR AöR) 

 
und dem 

Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) 
 

sowie dem 
Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 

Eigenbetrieb Fahrzeuge und Infrastruktur (ZV VRR 
FaIn-EB) 

 
und dem 

NWL Eigenbetriebs Infrastruktur und Fahrzeuge 
(NWL EBINFA)  

 
(im folgenden Partner genannt) 

 
über die 

 
 

Durchführung der Vergabeverfahren 
zur Beschaffung der SPNV-Fahrzeuge für das Em-

scher-Münsterland-Netz, 
zum Abschluss der Fahrzeugfinanzierungsverträge 

sowie  
zur Bestellung der SPNV-Dienstleistungen 

auf den Linien des Emscher-Münsterland-Netzes 
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Präambel 

 

Der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR AöR) und der Zweckverband Nahverkehr 

Westfalen-Lippe (NWL) (nachfolgend Partner genannt) sind Aufgabenträger nach 

den Regelungen des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in NRW. 

 

Die Zweckverbände Verkehrsverbund Rhein-Ruhr und Nahverkehr Westfalen-Lippe 

haben gemeinsam mit ihren dem ZV VRR FaIn-EB und dem NWL EBINFA für die 

Kooperationsräume gemäß § 5 Absatz 1 Buchstabe a) und c) ÖPNVG NRW die Auf-

gabe „Finanzierung und Beschaffung von SPNV-Fahrzeugen sowie deren Nutzungs-

überlassung an Eisenbahnverkehrsunternehmen“ (im Folgenden: EVU) übernom-

men. 

 

Da einzelne Linien im SPNV die Grenzen der Kooperationsräume überschreiten, soll 

ein gemeinsames Vorgehen bei den Vergabeverfahren für die Beauftragung eines 

Fahrzeugherstellers, eines Eisenbahnverkehrsunternehmens (EVU), der Fahrzeugfi-

nanzierung – und beschaffung sowie der Überlassung der Fahrzeuge an ein EVU 

und der späteren Vertragsabwicklung vereinbart werden. 

 

Mit der vorliegenden Verwaltungsvereinbarung soll ein gemeinsames und vertrau-

ensvolles Handeln der Partner geregelt werden, ohne dass einer der Partner dabei 

hoheitliche Aufgaben abgibt oder delegiert. Jeder einzelne Partner bleibt in seinem 

Bereich eigenverantwortlich für die Bestellung des SPNV. Eine gesamtschuldneri-

sche Haftung ist nicht vorgesehen. Gleichwohl sollen um die betreffende Bestellung 

und Vertragsabwicklung eine einheitliche Klammer gebildet und Synergieeffekte 

durch gemeinsame Vergaben genutzt werden. 
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1. Abschnitt: Allgemeine Regelungen 

 

§ 1 Zweck der Verwaltungsvereinbarung 

 

(1) Die Vertragsparteien schließen eine Kooperation im Sinne von § 6 Absätze 1 

ÖPNVG NRW zur gemeinsamen Durchführung der Vergabeverfahren. 

 

(2) Zweck dieser Verwaltungsvereinbarung ist insbesondere, 

 

a. die Regelung der Zusammenarbeit bei der Durchführung des Vergabe-

verfahrens zur Beschaffung und Instandhaltung der Fahrzeuge für das 

Emscher-Münsterland-Netz sowie zur Sicherstellung derer Verfügbar-

keit, 

b. die Regelung der Zusammenarbeit bei dem Abschluss der für die Be-

schaffung erforderlichen Fahrzeugfinanzierungsverträge und 

c. die Regelung der Zusammenarbeit und der finanziellen Grundsätze bei 

der Durchführung des Vergabeverfahrens zur Sicherstellung des 

SPNV-Betriebs auf den Linien des Emscher-Münsterland-Netzes ein-

schließlich der Überlassung der Fahrzeuge an ein EVU. 

 

 

§ 2 Form der Kooperation 

 

(1) Die Vertragsparteien vereinbaren eine gleichberechtigte und vertrauensvolle 

Zusammenarbeit.  

 

(2) Die Vorbereitung und Durchführung des jeweiligen förmlichen Verfahrens der 

gemeinsamen Vergabe obliegt den jeweils betroffenen Vertragsparteien ge-

meinsam. Die jeweiligen Vertragsparteien treffen alle Entscheidungen in den 

Vergabeverfahren stets im Einvernehmen, soweit sich die Auswirkungen der 

Entscheidungen nicht nur auf einen Vertragspartner beschränken. Die Füh-

rung der Vergabeakte wird durch den Federführer vorgenommen. Die wesent-

lichen Vergabevermerke sind zwischen den Vertragspartnern im Vorfeld abzu-
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stimmen. Der Federführer wird in der Veröffentlichung als Ansprechpartner 

benannt. Er nimmt Rückfragen und Rügen entgegen und koordiniert und or-

ganisiert deren rechtzeitige Beantwortung im Einvernehmen mit den jeweils 

betroffenen Vertragsparteien. Das Gleiche gilt auch für Schriftsätze in eventu-

ell stattfindenden Nachprüfungsverfahren vor der Vergabekammer und/oder 

den Gerichten.  

 

Die übrigen Schritte des förmlichen Verfahrens gemäß der Vergabe- und Ver-

tragsordnung für Leistungen (Öffnung der Angebote, Auswertung der Angebo-

te etc.) werden von den jeweils betroffenen Vertragsparteien inhaltlich gleich-

berechtigt bearbeitet bzw. gemeinsam vorgenommen. Alle Handlungen sind 

von den jeweils betroffenen Vertragsparteien jeweils unverzüglich vorzuneh-

men und die notwendigen Entscheidungen ihrer zuständigen Gremien sind 

unverzüglich herbeizuführen.  

 

Der Federführer erstellt je nach Verfahrensstand zeitnah Kopien der Vergabe-

akte und stellt diese den jeweils betroffenen Vertragsparteien zur Verfügung. 

 

Die Öffnung der eingegangenen Angebote (es werden ein Original sowie drei 

gleichlautende Kopien eingefordert) wird im Beisein von Mitarbeitern aller Ver-

tragsparteien vorgenommen. Die VRR AöR und der NWL erhalten jeweils Ko-

pien; wobei der NWL zwei Kopien erhält. Das Original verbleibt beim Feder-

führer des Vergabeverfahrens. 

 

Die Organisation des Auswertungsprozesses wird in Abstimmung der Ver-

tragsparteien vorgenommen. Die beauftragte Rechtsanwaltssozietät wird da-

bei, soweit nötig, eingebunden. Sollte Aufklärungsbedarf hinsichtlich einzelner 

Angebote bestehen, werden schriftliche Fragen an die Bieter abgestimmt. Ob 

die Notwendigkeit eines Aufklärungsgesprächs besteht, wird nach Vorlage der 

Angebote gemeinsam  entschieden. 

 

(3) Die Pflicht zur vertrauensvollen Zusammenarbeit erstreckt sich auch auf die 

Beauftragung von Gutachten, insbesondere zu Rechtsfragen und die Be-
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kanntgabe von für die Ausschreibungsvorhaben im weitesten Sinne relevanten 

Informationen. Maßnahmen dieser Art werden einvernehmlich zwischen den 

jeweiligen Auftraggebern realisiert werden, soweit in dieser Vereinbarung 

nichts Abweichendes geregelt ist. 

 

(4) Die Vertragsparteien werden sich gegenseitig bei der Geltendmachung von 

Rechten und/oder Abwehr von Ansprüchen gegenüber dem Fahrzeugherstel-

ler, den EVU oder sonstigen Dritten unterstützen. 

 

(5) Die an dem jeweiligen Vergabeverfahren beteiligten Vertragsparteien organi-

sieren in eigener Verantwortung die internen Strukturen zur Abwicklung der 

Verfahren und benennen mindestens einen zuständigen Ansprechpartner und 

Stellvertreter. Die Vertragsparteien verpflichten sich im Rahmen der Vorberei-

tung und Durchführung der Vergabeverfahren, personelle Kapazitäten im zu-

mutbaren Umfang bereitzustellen und sich gegenseitig fachlich zu unterstüt-

zen. 

 

(6) Die Vertragsparteien verpflichten sich, etwaige in den Vergabeverfahren rele-

vante kommunalrechtliche und vergaberechtliche Mitwirkungsverbote bei den 

Entscheidungsfindungen zu prüfen und zu berücksichtigen. 

 

(7) Die Vertragsparteien vereinbaren über alle geschäftlichen und betrieblichen 

Vorgänge nichtöffentlicher Art Verschwiegenheit. Dies gilt sowohl für die Ver-

fahrensvorbereitung als auch die Verfahrensdurchführung und für Ausschrei-

bungsverfahren, die bereits abgeschlossen sind.  

 

(8) Alle Unterlagen, die den Vertragsparteien im Zusammenhang mit der Vorbe-

reitung und Durchführung der Vergabeverfahren zur Beschaffung und Finan-

zierung der Fahrzeuge, zum Abschluss der Fahrzeugfinanzierungsverträge 

sowie der Betriebsausschreibung überlassen werden, dürfen ohne schriftliche 

Zustimmung aller Vertragsparteien nicht vervielfältigt oder Dritten zugänglich 

gemacht werden. Die Zustimmung zur Vorlage an die zuständigen Gremien, 

an die zuständigen Landesministerien, an den Landesrechnungshof und ande-
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re Prüfungsämter sowie an die mit der Vorbereitung und Durchführung der 

Verfahren beauftragten Berater gilt als erteilt. 

 

Die von den Vertragsparteien und den zuständigen Landesministerien be-

schäftigten Mitarbeiter sowie ihre Berater sind zur entsprechenden Geheim-

haltung zu verpflichten.  

 

Die Verletzung der Vertraulichkeitsvereinbarung verpflichtet zum Ersatz des 

daraus entstandenen Schadens.  

 

(9) Vor Vergabebeginn vereinbaren die Auftraggeber die jeweiligen Wirtschaft-

lichkeitsgrenzen in einem einvernehmlich abgestimmten Wirtschaftlichkeits-

vermerk.  

 

 

§ 3 Dauer der Kooperation 

 

(1) Die Verwaltungsvereinbarung tritt mit Unterzeichnung der Vertragsparteien in 

Kraft und wird auf unbestimmte Zeit geschlossen, sofern in dieser Verwal-

tungsvereinbarung nichts Gegenteiliges vereinbart ist.  

 

(2) Eine ordentliche Kündigung dieser Verwaltungsvereinbarung ist ausgeschlos-

sen. 

 

(3) Jede Kündigung bedarf der Schriftform. 

 

 

§ 4 bleibt frei 
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2. Abschnitt: Vergabeverfahren „Fahrzeugbereitstellung“ 

 

§ 5 Auftraggeber / Federführung „Fahrzeugbereitstellung“ 

 

(1) Öffentliche Auftraggeber für das Vergabeverfahren „Fahrzeugbereitstellung“ 

sind die ZV VRR FaIn-EB und NWL EBINFA (Auftraggeber).  

 

(2) Die Fahrzeugbereitstellung besteht aus der Fahrzeugbeschaffung und der Si-

cherstellung der Fahrzeugverfügbarkeit für mindestens 25 Jahre ab Inbetrieb-

nahme. 

 

(3) Die Vorbereitung und Durchführung der Ausschreibung „Fahrzeugbereitstel-

lung“ erfolgt gemeinsam. Der ZV VRR FaIn-EB wird vom NWL beauftragt, die 

Ausschreibung als Vergabestelle und Federführer durchzuführen. Es besteht 

Einvernehmen zwischen den Vertragsparteien, dass die praktische Durchfüh-

rung der Federführung des ZV VRR durch die VRR AöR wahrgenommen wird. 

§ 2 Absatz 2 gilt entsprechend. 

 

 

§ 6 Vergabegegenstand „Fahrzeugbereitstellung“ 

 

(1) Zur Gewährleistung eines angemessenen SPNV-Angebotes und einer rei-

bungslosen Betriebsaufnahme auf den Linien im bestehenden Emscher-

Münsterland-Netz ab dem Fahrplanwechsel im Dezember 2020 ist die Be-

schaffung einer ausreichenden Anzahl (von voraussichtlich mindestens 13) 

Brennstoffzellenzügen erforderlich. 

 

(2) In den Vergabeunterlagen ist zu regeln, dass der Hersteller verpflichtet wird, 

 

a) die Fahrzeuge in der entsprechenden Stückzahl nach den Vorgaben 

des Lastenheftes termingerecht zu liefern und an die Auftraggeber zu 

übereignen  sowie die eisenbahnrechtliche Zulassung sicher zu stellen, 
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b) die Verfügbarkeit der Fahrzeuge für einen Zeitraum von mindestens 25 

Jahren ab Inbetriebnahme zu gewährleisten, in dem er die Instandhal-

tung, Wartung, Reparatur, Versorgung sowie Betankung mit Wasser-

stoff und ggfls. Reinigung dauerhaft übernimmt. 

 

c) soweit die Verfügbarkeit der Fahrzeuge insgesamt oder zu einem be-

stimmten Anteil nicht rechtzeitig vor der Betriebsaufnahme erlangt wird 

oder während der Vertragslaufzeit bis zu einem bestimmten Zeitpunkt in 

einem bestimmten Umfange nicht erreicht wird, der Hersteller ein Er-

satzkonzept umzusetzen hat. 

 

d) den Auftraggebern die Rückabwicklung der mit der Beschaffung ver-

bundenen Verträgen zu ermöglichen, wenn es zu erheblichem Lie-

ferverzug und/oder erheblichen Verfügbarkeitsdefiziten in den ersten 

Betriebsjahren kommt. 

 

(3) Die Partner werden gemeinsam in gleichberechtigter und vertrauensvoller Zu-

sammenarbeit unter Federführung der VRR AöR gemäß § 2 einvernehmlich 

vergabereife Ausschreibungsunterlagen, basierend auf den Anforderungen 

gemäß Absatz 1 und 2 erstellen.  

 

(4) Eine Förderung von Werkstätten, die der Wartung, Reparatur, Instandhaltung 

und ggfls. Reinigung der so beschafften Fahrzeuge dienen und diskriminie-

rungsfrei in das Vergabeverfahren eingebracht wird, ist möglich. Die Förde-

rung ist so zu gestalten, dass die Verfügbarkeit der Werkstätten für die Fahr-

zeuge über die gesamte Vertragslaufzeit gewährleistet ist. Die Aufgabenträger 

stimmen sich vorher über die beabsichtigte Werkstattförderung ab. 

 

(5) bleibt frei 

 

(6) Die Fahrzeugbereitstellung wird entkoppelt von der Vergabe der SPNV - Be-

triebsleistungen ausgeschrieben. Die Schnittstellen zwischen EVU und Her-

steller werden von den Auftraggebern definiert.  
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(7) Die Auftraggeber schließen gemeinsam einen Rahmenvertrag mit dem Her-

steller. Der Fahrzeuglieferungsvertrag und der Bereitstellungs-

/Verfügbarkeitsvertrag mit dem Hersteller der Fahrzeuge werden ebenfalls 

durch die Auftraggeber geschlossen. Das Verfügbarkeitsentgelt ist traktionski-

lometerscharf auszuweisen. 

 

(8) Vor Verfahrensbeginn legen die Aufgabenträger die Wirtschaftlichkeitsgrenze 

für das Vergabeverfahren „Fahrzeugbereitstellung“ fest, welche in der Verga-

beakte dokumentiert werden. 

 

 

§ 7 Durchführung der Vergabe „Fahrzeugbereitstellung“ 

 

(1) Die Ausschreibung der „Fahrzeugbereitstellung“ wird europaweit in einem 

Verhandlungsverfahren mit vorherigem europaweitem Teilnahmewettbewerb 

gemäß den Regelungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (im 

Folgenden: VOL/A) durchgeführt. 

 

(2) Die Durchführung des formellen Vergabeverfahrens, d.h. insbesondere die 

Führung der Vergabeakte, redaktionelle Dokumentation des Wirtschaftlich-

keitsvermerks, Veröffentlichung im EU-Amtsblatt, Koordination und Organisa-

tion der Beantwortung von Rügen und Rückfragen, Erarbeitung eines Verga-

bevorschlags, Koordination und Organisation der Schriftsätze in eventuell 

stattfindenden Vergabenachprüfungs-verfahren, obliegt dem Federführer ge-

mäß § 5 Absatz 3 dieser Vereinbarung. Alle wesentlichen Unterlagen, 

Schriftsätze und Dokumente sind im Einvernehmen mit den übrigen beteiligten 

Auftraggebern zu erstellen. Der federführende Partner wird in der Veröffentli-

chung als Kontaktstelle für die Auftraggeber benannt. 

 

(3) Die Bieter werden im Vergabeverfahren darauf hingewiesen, dass die gefor-

derte Qualität der Fahrzeuge und deren Verfügbarkeit zwingend vorgeschrie-



�

Emscher-Münsterland-Netz 
�

Seite 11 
�

ben sind und die Nichteinhaltung der Vorgaben zum Ausschluss vom Verga-

beverfahren führen kann. 

 

(4) Die Entscheidung über die Auftragsvergabe treffen die zuständigen Gremien 

der Partner. Die Vergabeentscheidung ist getroffen, sobald sich die Gremien 

aller Auftraggeber auf einen Bieter verständigt haben. § 15 Absatz 9 und 10 

sind entsprechend anzuwenden. 

 

(5) Vergabekriterium ist das wirtschaftlichste Angebot bei Zusicherung aller ge-

mäß Ausschreibungsunterlagen geforderten Kriterien. Die einzelnen konkreten 

Vergabekriterien werden in den Vergabeunterlagen gemäß Absatz 7 einver-

nehmlich festgelegt. 

 

(6) Die Entscheidungen der Auftraggeber im Vergabeverfahren „Fahrzeugbereit-

stellung“ werden einvernehmlich getroffen.  

 

(7) Falls sich ein Auftraggeber schriftlich bereit erklärt, die finanziellen Belastun-

gen, die sich aus einer Entscheidung innerhalb des Vergabeverfahrens mit fi-

nanziellen und planerischen Auswirkungen ergeben, zu übernehmen, kann auf 

Einstimmigkeit verzichtet werden, soweit es dadurch nicht zu einer Verminde-

rung oder Beeinträchtigung des zu beauftragenden Leistungsumfanges bei ei-

nem oder mehreren Vertragspartner(n) kommt.  

 

 

§ 8 Externe Beratung der Vergabe „Fahrzeugbereitstellung“ 

 

(1) Die Vertragspartner haben sich bereits auf externe Berater zur Erstellung der 

Vergabeunterlagen und zur Begleitung des Vergabeverfahrens „Fahrzeugbe-

reitstellung“ verständigt und mit den entsprechenden Beratungsleistungen be-

auftragt. 
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(2) In diesem Rahmen soll die Beratungsleistung in der Vorbereitungs- und 

Durchführungsphase des Vergabeverfahrens insbesondere folgende Leis-

tungsbestandteile enthalten: 

 

• Überprüfung der Verfahrensunterlagen, wie z.B. das Leistungsver-

zeichnis/die Leistungsbeschreibung sowie die abzuschließenden Ver-

träge, 

• Überprüfung der Teilnahmebedingungen, der Bewerbungsbedingungen 

und der Beurteilungskriterien für die abgegebenen Angebote, 

• Beratungsleistungen während der Durchführung des Vergabeverfah-

rens mit allen vorzunehmenden Verfahrenshandlungen, wie z. B. Teil-

nahme an Abstimmungsgesprächen mit den Auftraggebern und ggf. 

Bietern im Rahmen von Verhandlungsgesprächen 

• ggf. Beantwortung von Rügen und Rückfragen und 

• ggf. die Vertretung vor der Vergabekammer bzw. vor dem Gericht bei 

einem vergaberechtlichen Nachprüfungsverfahren. 

 

(3) Weitergehende zur Abwicklung dieses Vergabeverfahrens gegebenenfalls 

erforderliche Kosten werden ebenfalls anteilig von den Auftraggebern getra-

gen, soweit der Auftrag mit Zustimmung der jeweils betroffenen Vertrags-

partner erteilt wurde. Der Federführer unterrichtet unverzüglich darüber, wenn 

weitergehende Kosten entstehen oder wenn diese absehbar sind. Über die 

Aufteilung der vor dem 01.06.2016 entstandenen externen Beratungskosten 

werden sich die Auftraggeber gesondert verständigen. 

 

 

§ 9 Eigentumserwerb und Finanzierung  

 

(1) Die Auftraggeber erwerben an den nach dem Vergabeverfahren „Fahrzeugbe-

reitstellung“ beschafften Fahrzeuge Eigentum nach Bruchteilen gemäß §§ 

1008 BGB. 
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(2) Näheres, insbesondere zur Ausgestaltung der Bruchteilsgemeinschaft, zur 

Verwaltung der Fahrzeuge, zum technischen Controlling und Verteilung der 

Verantwortlichkeiten nach Zuschlag, regelt die Kooperationsvereinbarung. 

 

(3) Zur Refinanzierung, dient das Grundentgelt, den das EVU an die Zweckver-

bände zahlt und den es seinerseits aus dem Verkehrsvertrag mit den Aufga-

benträgern erwirtschaftet. Die Höhe des Grundentgeltes wird mit einer einheit-

lichen Formel vorgegeben auf Basis des Fahrzeugpreises und eines einheitli-

chen Zinssatzes, der zum Zeitpunkt des Zuschlags Kommunalkreditkonditio-

nen möglichst nahe kommt. 
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3. Abschnitt: Verfahren „Fahrzeugfinanzierungsverträge“ 

 

§ 10 Darlehensnehmer „Fahrzeugfinanzierung“ 

 

(1) Die Zweckverbände schließen als Bruchteilseigentümer jeweils voneinander 

unabhängig den/die erforderlichen Darlehensvertrag/Darlehensverträge in der 

jeweils erforderlichen Höhe ab.  

 

(2) Die Bruchteilseigentümer zahlen und finanzieren die anteiligen Kaufpreise 

(brutto) für die Miteigentumsanteile an den Fahrzeugen gemäß § 10 Absatz 1 

jeweils getrennt. 

 

 

§ 11 Darlehen „Fahrzeugfinanzierung“ 

 

(1) Die Höhe der jeweils von den Bruchteilseigentümern aufzunehmenden Darle-

hen richtet sich nach den von ihnen zu finanzierenden Fahrzeuganteilen. Die 

Höhe der Fahrzeuganteile bestimmt sich anhand der bestellten Traktionskilo-

meter: 

ZV VRR FaIn-EB): ca. 82 % 

NWL EBINFA: ca. 18 %1 

 
(2) In Höhe der Anteile der Traktionskilometer, die die VRR AöR bestellt, trägt die 

Finanzierung der Fahrzeuge der ZV VRR FaIn-EB. In Höhe der Anteile der 

Traktionskilometer, die der NWL bestellt, trägt die Finanzierung der Fahrzeuge 

der NWL EBINFA. 

 

 

 

                                                 
1 Die Zug- und Traktions-Km sind derzeit noch nicht abschließend festgelegt, da sich der Ausschreibungsfahr-

plan noch in der Prüfung bei DB Netz befindet. Die genauen Traktions-Km werden vor Unterzeichnung der 

Vereinbarung nachgetragen. 
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§ 12 Verfahren zur Vergabe der Darlehen „Fahrzeugfinanzierung“ 

 

(1) Die Bruchteilseigentümer beauftragen die VRR AöR mit der Durchführung der 

Vergabe, insbesondere mit der Einholung von Fahrzeugfinanzierungsangebo-

ten. 

 

(2) Die Entscheidungen der Bruchteilseigentümer im Vergabeverfahren „Fahr-

zeugfinanzierung“ werden einvernehmlich getroffen.  

 

(3) Falls sich ein Auftraggeber nach § 5 Absatz 1 schriftlich bereit erklärt, die fi-

nanziellen Belastungen, die sich aus einer Entscheidung innerhalb des Verga-

beverfahrens mit finanziellen und planerischen Auswirkungen ergeben, zu 

übernehmen, kann auf Einstimmigkeit verzichtet werden, soweit es dadurch 

nicht zu einer Verminderung oder Beeinträchtigung des zu beauftragenden 

Leistungsumfanges bei einem oder mehreren Vertragspartner(n) kommt.  
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4. Abschnitt: Vergabeverfahren „SPNV-Betriebsleistungen“ 

 

§ 13 SPNV-Aufgabenträger / Federführer „SPNV-Betrieb“ 

 

(1) SPNV-Aufgabenträger im Sinne der jeweiligen landesrechtlichen Gesetze zum 

ÖPNV und Auftraggeber sind die VRR AöR und der NWL. 

 

(2) Die Vorbereitung und Durchführung der Vergabeverfahren erfolgt gemeinsam. 

Die VRR AöR wird vom NWL beauftragt, als Vergabestelle und Federführer 

die Ausschreibung durchzuführen. 

 

Es gelten die in §§ 5 Absatz 3, 2 Absatz 2 genannten Grundsätze. 

 

 

§ 14 Vergabegegenstand „SPNV-Betrieb Emscher-Münsterland-

Netz“ 

 

(1) Vergabegegenstand sind die SPNV-Betriebsleistungen auf folgenden SPNV-

Linien: 

 

• RE 14 Essen – Dorsten - Borken 

• RB 45 Dorsten - Coesfeld 

 

(2) Die Vergabe erfolgt als Brutto-Ausschreibung. 

 

(3) Die Linien werden zeitnah parallel zum Vergabeverfahren „Fahrzeugbereitstel-

lung“ ausgeschrieben. 
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§ 15 Durchführung der Vergabe „SPNV-Betrieb Emscher-

Münsterland-Netz“ 

 

(1) Die Ausschreibung des „SPNV-Betriebs“ wird europaweit in einem Verhand-

lungsverfahren mit vorherigem europaweitem Teilnahmewettbewerb durchge-

führt. Sollte es sich aus fachlicher oder rechtlicher Sicht im Rahmen der Vor-

bereitung der Vergabe als sinnvoll erweisen, ein anderes Verfahren zu wäh-

len, ist dies in einvernehmlicher Abstimmung aller Partner möglich. 

 

(2) Die Durchführung des formellen Vergabeverfahrens, d.h. insbesondere die 

Führung der Vergabeakte, redaktionelle Dokumentation der Wirtschaftlich-

keitsvermerk, Veröffentlichung im EU-Amtsblatt, Koordination und Organisati-

on der Beantwortung von Rügen und Rückfragen, Erarbeitung eines Vergabe-

vorschlags, Koordination und Organisation der Schriftsätze in eventuell statt-

findenden Vergabenachprüfungsverfahren, obliegt der Federführerin gemäß § 

13 Absatz 2 dieser Vereinbarung. Der federführende Partner wird in der Veröf-

fentlichung als Kontaktstelle für die öffentlichen Auftraggeber benannt. 

 

(3) Vor Verfahrensbeginn legen die Aufgabenträger die Wirtschaftlichkeitsgrenze 

fest, welche in der Vergabeakte dokumentiert werden. 

 

(5) bleibt frei 

 

(6) Im Übrigen gelten die Regelungen gemäß §§ 1 und 2 dieser Vereinbarung. 

 

(7) Vergabekriterium ist das wirtschaftlich günstigste Angebot bei Zusicherung 

aller gemäß Ausschreibungsunterlagen geforderten Kriterien. Infrastrukturnut-

zungsentgelte sind nicht wertungsrelevant. 

 

(8) Falls sich ein Aufgabenträger schriftlich bereit erklärt, die finanziellen Belas-

tungen, die sich aus einer Entscheidung innerhalb des Vergabeverfahrens mit 

finanziellen und planerischen Auswirkungen ergeben, zu übernehmen, kann 

auf Einstimmigkeit verzichtet werden, soweit es dadurch nicht zu einer Ver-
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minderung oder Beeinträchtigung des zu beauftragenden Leistungsumfanges 

bei dem oder den anderen Aufgabenträger kommt. 

 

(9) Die Vergabeentscheidung ist getroffen, sobald sich die Gremien aller Aufga-

benträger auf einen Bieter verständigt haben. Ist dies nicht der Fall, weil die 

Ausschreibung sowohl zu einem Überschreiten der gemeinsam festgelegten 

Wirtschaftlichkeitsgrenze als auch für einen oder mehrere Aufgabenträger zu 

einem Überschreiten der individuellen Wirtschaftlichkeitsgrenze geführt hat, 

kann die Aufhebung der Ausschreibung verlangt werden, soweit damit auch 

die vergaberechtlichen Voraussetzungen gegeben sind. Die Aufgabenträger 

werden jedoch gemeinsam nach Lösungen suchen, die Wirtschaftlichkeit für 

alle Aufgabenträger herzustellen.  

 

(10) Kommt in einem der beteiligten zuständigen Gremien am Ende des Vergabe-

verfahrens ein Beschluss über eine gemeinsame Vergabe aus anderen als 

den in Absatz 9 genannten Gründen nicht zustande, ist die Ausschreibung 

ebenfalls aufzuheben. In diesen Fällen begründet dies bei den Aufgabenträ-

gern mit einem Beschluss zur Auftragsvergabe ein Anspruch auf Schadenser-

satz gegenüber den Aufgabenträgern ohne einen derartigen Beschluss. Etwa-

ige Schadensersatzforderungen von Bietern sind von dem Aufgabenträger zu 

tragen, dessen Gremien den Beschluss nicht gefasst haben. 

 

(11) Entsprechend der Beschlusslage der jeweiligen Entscheidungsgremien wird 

von jedem Aufgabenträger für die auf sein Kooperationsgebiet entfallenden 

Verkehre mit dem ausgewählten Anbieter der in den Vergabeunterlagen bei-

gefügte Verkehrsvertrag gemeinsam geschlossen. Jeder Aufgabenträger ist 

frei, auf eigene Kosten weitere Zusatzleistungen in einem rechtskonformen 

Verfahren zu bestellen. Jeder Aufgabenträger wird die anderen Aufgabenträ-

ger möglichst frühzeitig über Zusatzleistungen (mit Ausnahme von Sonderver-

kehrsleistungen) informieren, die er bestellen will.  
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§ 16 Externe Beratung Vergabe „SPNV-Betrieb Emscher-

Münsterland-Netz“ 

 

(1) Die Vertragspartner haben sich bereits auf externe Berater zur Erstellung der 

Vergabeunterlagen und zur Begleitung des Vergabeverfahrens „SPNV-

Betrieb“ verständigt und mit den entsprechenden Beratungsleistungen beauf-

tragt. 

 

(2) Die juristische Beratung umfasst insbesondere folgende Leistungsbestandtei-

le: Beratung und Überprüfung bezogen auf 

 

• das Leistungsverzeichnis und den Verkehrsvertrag, 

• die Beurteilungskriterien für die abgegebenen Angebote, 

• das Vergabeverfahrens mit allen vorzunehmenden Verfahrenshandlun-

gen 

• die Mitwirkung bei der Bearbeitung von Rügen und schwierigen Rück-

fragen und 

• ggf. die Vertretung bei einem vergaberechtlichen Nachprüfungsverfah-

ren.  

 

(3) Über die in Absatz 2 erfassten Kosten hinausgehende externe Kosten werden 

nach Abstimmung über die Notwendigkeit ebenfalls über den Kostenschlüssel 

zwischen den Vertragsparteien abgerechnet. Zusatzwünsche einzelner Auf-

gabenträger werden gesondert abgerechnet. Der Federführer unterrichtet die 

Aufgabenträger unverzüglich darüber, wenn weitergehende Kosten entstehen 

oder wenn diese absehbar sind. Über die Aufteilung der vor dem 01.06.2016 

im Vorfeld entstandenen externen Beratungskosten werden sich die Auftrag-

geber gesondert verständigen. 
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§ 17 Finanzielle Grundsätze „SPNV-Betrieb Emscher-Münsterland-

Netz“  

 

(1) Die Regelung der Finanzierung mit den Eisenbahnverkehrsunternehmen er-

folgt auf Grundlage dieser Vereinbarung im Zusammenhang mit dem Ab-

schluss der notwendigen Betriebsdurchführungsverträge.  

 

(2) Die Aufgabenträger haften im Verhältnis zu den beauftragten EVU für die ge-

meinsam ausgeschriebenen Verkehrsleistungen jeweils als Teilschuldner nur 

für die in ihren Zuständigkeitsbereichen erbrachten Verkehrsleistungen ent-

sprechend ihrem Anteil. Die Anteile werden auf der Basis der ZugKm nach 

Tabelle 1 festgelegt. Eine gesamtschuldnerische Haftung ist ausgeschlossen. 

 

(3) Die Kosten für die Betriebsdurchführung, bestehend aus 

• Aufwand Personal (Kalkulationsschema, Position 1.1) 

• Aufwand Energie (Kalkulationsschema, Position 1.2) 

• Aufwand Sonstige Bereiche (Kalkulationsschema, Position 1.3) 

• Grundentgelt Fahrzeuge (Kalkulationsschema, Position 2) 

• Verfügbarkeitsentgelt (Kalkulationsschema, Position 3) 

werden wie folgt prozentual auf die Parteien aufgeteilt: 

 
Tabelle 1: prozentuale Kostenaufteilung nach Aufgabenträger2 

 

VRR AöR NWL 

ca. 1,1 Mio. ZugKm ca. 0,4 Mio. ZugKm 

ca. 75 % ca. 25 % 

 
Ausgenommen hiervon sind die Infrastrukturkosten, die jeweils raumscharf 

den Aufgabenträgern zugewiesen werden.  

 

Die Fortschreibung der einzelnen Kostenpositionen richtet sich nach Kapitel 6 

der Leistungsbeschreibung. 

                                                 
2 Die Zug- und Traktions-Km sind derzeit noch nicht abschließend festgelegt, da sich der Ausschreibungsfahr-

plan noch in der Prüfung bei DB Netz befindet. Die genauen Zug-Km werden vor Unterzeichnung der Vereinba-

rung nachgetragen. 
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Diese Kostenaufteilung bezieht sich zunächst auf die erste Betriebsperiode. 

Für folgende Betriebsperioden wird der Kostenschlüssel (prozentuale Auftei-

lung der Kosten gemäß Tabelle 1) anhand des neuen Betriebsprogramms 

zwischen den Aufgabenträgern angepasst. 

 

 

§ 18 Zusammenarbeit nach Zuschlagserteilung und während der 

Vertragslaufzeit 

 

(1) Während der gesamten Vertragslaufzeit ist die Einstimmigkeit aller Aufgaben-

träger bei allen Entscheidungen mit finanziellen und planerischen Auswirkun-

gen auf alle Aufgabenträger oder bei allen Entscheidungen, die dazu führen, 

dass es zu Ab- oder Zubestellungen von Leistungen gegenüber den im jewei-

ligen Angebot bezuschlagten Fahrleistungsumfang auf Seiten des oder der 

beauftragten EVU kommt, erforderlich. Dies gilt bei Entscheidungen, die sich 

nur auf einzelne Linien, Linienabschnitte oder räumliche Zuständigkeiten be-

ziehen, für die dort jeweils betroffenen Aufgabenträger entsprechend. Falls ein 

Aufgabenträger sich bereit erklärt, die finanziellen Belastungen, die sich aus 

einer Entscheidung mit finanziellen und planerischen Auswirkungen ergeben, 

zu übernehmen, kann auf Einstimmigkeit verzichtet werden, soweit es dadurch 

nicht zu einer Verminderung des Leistungsumfanges in dem Gebiet des oder 

der anderen Aufgabenträger kommt. Entscheidungen, deren Auswirkungen 

nur einen Aufgabenträger alleine betreffen, kann dieser eigenverantwortlich 

treffen. Die nicht betroffenen Aufgabenträger sind von der Entscheidung un-

verzüglich zu informieren. 

 

(2) Jeder Aufgabenträger wird in seinem Zuständigkeitsbereich Vertragspartner 

des gemeinsam ausgewählten EVU. Die Aufgabenträger werden bei der 

Durchführung des Vertrages mit dem EVU einvernehmlich vorgehen, soweit 

diese Verwaltungsvereinbarung nicht anderes regelt.  
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(3) Die Bearbeitung aller vertraglichen Belange während der Zeit nach Zu-

schlagserteilung bis zum Ende der Vertragsdurchführung erfolgt federführend 

über einen der Aufgabenträger. Federführer ist die VRR AöR. 

 

(4) Der Federführer vertritt gegenüber dem oder den EVU die Aufgabenträger. 

Soweit in dieser Vereinbarung oder in dem mit dem/den bezuschlagten EVU 

abzuschließenden Verkehrsvertrag nichts anderes geregelt ist, wirken Hand-

lungen des federführenden Aufgabenträgers für und gegen alle Aufgabenträ-

ger. Der federführende Aufgabenträger ist zur Entgegennahme von Willenser-

klärungen bevollmächtigt, soweit diese Vereinbarung oder der dieser Verein-

barung zugrunde liegende Verkehrsvertrag nichts anderes regelt.  

 

Ausdrücklich von den o. g. Regelungen ausgenommen sind die raumbezoge-

ne Einnahmeaufteilung und deren Abrechnung, soweit die Aufgabenträger 

hierzu keine abweichenden Regelungen treffen.  

 

Der Federführer bearbeitet das Vertragscontrolling und führt in Abstimmung 

mit den anderen Aufgabenträgern die Korrespondenz mit dem EVU. Korres-

pondenz, die nur einen der Aufgabenträger betrifft (z. B. Bestellung von Son-

derverkehren ausschließlich auf dem Gebiet des Aufgabenträgers), kann auch 

direkt von diesem durchgeführt werden, der Federführer ist in diesem Fall zu 

benachrichtigen.  

 

Im Innenverhältnis ist der Federführer an die Vorgaben nach § 2 sowie den 

weiteren Regelungen dieser Verwaltungsvereinbarung gebunden. Er haftet in-

soweit für Handlungen, die gegenüber dem EVU wirksam werden, aber nicht 

von der Vertretungsmacht im Innenverhältnis gedeckt sind, gegenüber den üb-

rigen Aufgabenträgern.  

 

Der Federführer ist verpflichtet, über alle relevanten Vorgänge unverzüglich 

die beteiligten Vertragspartner zu unterrichten bzw. rechtzeitig im Vorfeld ein-

zubinden. 
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(5) Nach Auftragsvergabe wird das Angebot künftig weiterhin gemeinsam von den 

betroffenen Aufgabenträgern mit der Zielsetzung geplant, nach Ablauf des 

Verkehrsvertrages eine erneute Ausschreibung der SPNV-Dienstleistungen für 

die betreffenden Linien durchzuführen. Während der Laufzeit des Verkehrs-

vertrages greifen bei Änderungen im Leistungsangebot die Regeln zur Ein-

stimmigkeit. Bei allen anderen Änderungen wird die Einstimmigkeit unter den 

betroffenen Aufgabenträger angestrebt. 

 

(6) Werden nach Zuschlagserteilung einseitig von einem Aufgabenträgern zusätz-

liche Leistungen bestellt, die auch zu einer Leistungs- oder Kostenmehrung in 

den anderen Nachbarräumen führen, so werden die entstehenden Mehrkosten 

den verursachenden Räumen zugeschieden. Das gilt auch für alle Kosten, die 

für die Leistungsbereiche DB Netz, DB Station & Service, Vertrieb u. ä. anfal-

len. Werden durch einseitig initiierte Abbestellungen eines Aufgabenträger 

Remanenzkosten verursacht, so sind diese vom initiierenden Aufgabenträger 

allein zu tragen. 

 

(7) Bei den notwendigen Fahrplanabstimmungen vor Beginn einer neuen Fahr-

planperiode werden die Aufgabenträger kooperieren. Der Betreiber wird früh-

zeitig eingebunden. Alle Bestellmaßnahmen gegenüber dem EVU sind schrift-

lich durch den Federführer vorzunehmen. 

 

(8) Auch in allen anderen mit dem Vertrag zusammenhängenden Themenberei-

chen werden die Aufgabenträger während der Laufzeit zusammenarbeiten. 

Die Koordination und Abstimmung der aufgabenträgerübergreifenden The-

menstellungen übernimmt der Federführer. 
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4. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

 

§ 19 Haftung 

 

Jede Vertragspartei haftet gegenüber den anderen Vertragsparteien für Schäden, die 

im Rahmen der jeweiligen Vergabeverfahren entstehen und darauf beruhen, dass 

eine der Vertragsparteien wissentlich falsche oder unvollständige Angaben gemacht 

hat, die sich nachteilig auf das Verfahren ausgewirkt haben, oder berechtigte und 

erfolgreiche Einwände gegen das Verfahren vorgebracht werden, gegen die eine der 

Vertragsparteien nicht ausreichend Vorsorge getroffen hat. 

 

 

§ 20 Einsatz der Fahrzeuge 

 

Die Vertragsparteien verpflichten sich unbedingt, die Fahrzeuge – vorbehaltlich einer 

einvernehmlich beschlossenen wirtschaftlicheren Lösung – nach Ablauf des ersten 

Verkehrsvertrages auch für den Folgeverkehrsvertrag, insgesamt für mindestens 25 

Jahre wiedereinzusetzen.  

 

Einzelheiten regelt die Kooperationsvereinbarung -Fahrzeuge Emscher-Münsterland-

Netz. 

 

 

§ 21 Salvatorische Klausel 

 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam/nichtig sein 

oder aus tatsächlichen oder Rechtsgründen nicht durchgeführt werden kön-

nen, ohne dass damit die Aufrechterhaltung der Vereinbarung für einen Ver-

tragspartei insgesamt unzumutbar wird, werden dadurch die übrigen Bestim-

mungen dieses Vertrages nicht berührt. Das gleiche gilt, falls sich eine Rege-

lungslücke zeigen sollte. 
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(2) Den Vertragsparteien ist die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs be-

kannt, wonach eine salvatorische Erhaltensklausel lediglich die Beweislast 

umkehrt. Es ist jedoch der ausdrückliche Wille der Parteien, die Wirksamkeit 

der übrigen Vertragsbestimmungen unter allen Umständen aufrechtzuerhalten 

und damit § 139 BGB insgesamt abzubedingen. An Stelle der unwirksa-

men/nichtigen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke ist diejenige wirk-

same und durchführbare Regelung zu vereinbaren, die rechtlich und wirt-

schaftlich dem am nächsten kommt, was die Parteien gewollt haben oder nach 

dem Sinn und Zweck des Vertrages und seiner späteren eventuellen Ergän-

zungen gewollt hätten, wenn sie diesen Punkt beim Abschluss der Verträge 

bedacht hätten. 

 

(3) Beruht die Nichtigkeit einer Bestimmung auf einem darin festgelegten Maß der 

Leistung oder der Zeit (Frist oder Termin), so ist die Bestimmung mit einem 

dem ursprünglichen Maß am nächsten kommenden rechtlich zulässigen Maß 

zu vereinbaren. 

 

 

§ 22 Schriftform 

 

Die Änderung, die Ergänzung und die Aufhebung dieses Vertrages einschließlich 

seiner Anlagen bedürfen der Schriftform, soweit keine strengere Form vorgeschrie-

ben ist. Das Gleiche gilt für die Änderung, die Ergänzung und die Aufhebung dieser 

Schriftformklausel. 

 

 

§ 23 Gerichtsstand 

 
 
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Essen.  
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Gelsenkirchen, den  
 
 
 
 
(VRR)   (VRR) 
 
 
Unna, den  
 
 
 
 
(NWL)   (NWL) 
 
 
Gelsenkirchen, den  
 
 
 
 
(ZV VRR FaIn-EB) 
 
 
Unna, den  
 
 
 
 
(NWL EBINFA)   (NWL EBINFA) 
 



 

Nicht öffentlicher Teil 
 

40. VERBANDSVERSAMMLUNG DES NWL 

AM 07.07.2016 IN UNNA 

 
 

TOP: 9 
 

Vergabeverfahren wasserstoffbetriebene  
Fahrzeuge im  

Emscher-Münsterland-Netz RE 14/RB 45 

 
 

Anlage  
 

zur Vorlage 342/16 
 

Kooperationsvereinbarung EM-Netz 



ENTWURF: 
09.06.2016 

 

  

 

Kooperationsvereinbarung  

Fahrzeuge Emscher-Münsterland Netz 

 

zwischen 

 

1. dem Zweckverband Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 

Eigenbetrieb Fahrzeuge und Infrastruktur 

- nachfolgend ZV VRR FaIn-EB - 

 

2. dem NWL Eigenbetriebs Infrastruktur und Fahrzeuge 

(EBINFA)  

- nachfolgend NWL EBINFA - 

 

gemeinsam Kooperationspartner genannt 
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Präambel 

 

Die Kooperationsvereinbarung Fahrzeugbereitstellung für das Emscher Münsterland-Netz  

(im Folgenden: Kooperationsvereinbarung) regelt die Kooperation zwischen dem ZV VRR 

FaIn-EB und dem NWL EBINFA, gemäß § 6 Abs. 1 Gesetz über den öffentlichen Personen-

nahverkehr in NRW (im Folgenden: ÖPNVG NRW) vom 07.03.1995 in der Fassung vom 

05.07.2011  

 

Weitere, in diesem Zusammenhang geschlossene und noch abzuschließende Verträge sind: 

 

• Verwaltungsvereinbarung Vergabeverfahren:  
 

über die Zusammenarbeit bei der Durchführung der Vergabeverfahren zur Beschaf-

fung der SPNV-Fahrzeuge für den RRX-Vorlaufbetrieb zum Abschluss der Finanzie-

rungsverträge sowie der SPNV-Betriebsausschreibung für die Linien RE14 und RB45 

 

• Geschäftsbesorgungsvertrag mit der VRR AöR: 
 

Der Geschäftsbesorgungsvertrag mit der VRR AöR regelt die Einzelheiten bezüglich 

der Durchführung der Aufgaben der Geschäftsbesorgung durch die VRR AöR. 

 

Die Kooperationsvereinbarung gemäß § 6 Abs. 1 ÖPNVG NRW regelt die Einzelheiten der 

Zusammenarbeit, die Rechte und Pflichten der Kooperationspartner sowie die Risikotragung 

und Chancenverteilung zwischen ihnen, insbesondere im Hinblick auf Fahrzeugerwerb, -

finanzierung, -überlassung und -weiterverwendung nach Maßgabe der von VRR AöR und 

NWL bestellten Traktionskilometer. Die Kooperationsvereinbarung ist im Lichte der o. g. 

Verwaltungsvereinbarung auszulegen. Deren Regelungen gehen im Zweifel vor und gelten 

ergänzend, soweit die Kooperationsvereinbarung keine spezielleren Regelungen enthält. 
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§ 1 

Zweck der Kooperationsvereinbarung 

 

(1) Die Kooperationspartner schließen diese Kooperationsvereinbarung gemäß § 6 

Abs. 1 ÖPNVG zur gemeinsamen Planung, Organisation und Ausgestaltung der ver-

bundübergreifenden Linienverkehre der RE 14 und RB 45.  

 

(2) Zweck der Kooperationsvereinbarung ist die Zusammenarbeit der Kooperations-

partner 

 

• beim Erwerb,  
• bei der Sicherstellung der Verfügbarkeit,  
• bei der Abwicklung der mit dem Hersteller und den EVU abgeschlossenen 

Verträge, 
• bei der Finanzierung und der Verwaltung der für den Betrieb der Linien RE 14 

und RB 45 benötigten Fahrzeuge,  
• die Regelung der im Zusammenhang mit der Finanzierung der Fahrzeuge 

stehenden Rechte und Pflichten sowie die Verteilung der Chancen und Risi-

ken zwischen den Kooperationspartnern. 
 

(3) Die gesetzliche Zuständigkeit der Aufgabenträger für den SPNV bleibt unberührt. 

 

 

§ 2 

Finanzierung und abzuschließende Verträge 

 

(1) Die Kooperationspartner finanzieren die verfügbaren Fahrzeuge anteilig. Die Anteile 

bestimmen sich nach den in Abs. 3 festgelegten Traktionskilometern.  

 

(2) Gemäß dem Ausschreibungsfahrplan und unter Berücksichtigung der im jeweiligen 

Zuständigkeitsbereich befindlichen Traktionskilometer, ergeben sich folgende Finan-

zierungsanteile: 

ZV VRR FaIn-EB: ca. 82 %(ca. 1,7 Mio. Traktions-Km) 

NWL EBINFA ca. 18 %(ca. 0,4 Mio. Traktions-Km)1 

 

(3) Die Kooperationspartner finanzieren die Fahrzeuge selbst. Zur Finanzierung ihres 

Anteils am Gesamtbetrag schließen sie jeweils eigene Verträge mit Banken oder an-

deren Finanziers ab. Jeder Kooperationspartner haftet nur für seinen eigenen Finan-

zierungsanteil gemäß § 2 Abs. 3 dieser Kooperationsvereinbarung (im Folgenden: 

                                                 
1 Die Zug- und Traktions-Km sind derzeit noch nicht abschließend festgelegt, da sich der Ausschreibungsfahr-

plan noch in der Prüfung bei DB Netz befindet. Die genauen Traktions-Km werden vor Unterzeichnung der 

Vereinbarung nachgetragen. 
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Finanzierungsanteil) und nicht gesamtschuldnerisch. Soweit die Kooperationspartner 

gemeinsam einen Finanzierungsvertrag mit der Europäischen Investitionsbank ab-

schließen, verpflichten sie sich bereits jetzt hiermit wechselseitig, gegen ihre vertrag-

lichen Pflichten aus dem Finanzierungsvertrag mit der Europäischen Investitionsbank 

nicht zu verstoßen. Anderenfalls erstatten sie den anderen am Finanzierungsvertrag 

beteiligten Kooperationspartnern den daraus entstehenden Schaden, insbesondere 

bei einer Kündigung des Finanzierungsvertrages durch die Europäische Investitions-

bank. 

 

(4) Die Kooperationspartner schließen folgende Verträge mit dem Hersteller: 

 

• Rahmenvertrag mit Regelungen für den Fahrzeuglieferungsvertrag sowie für 

den Instandhaltungs- und Verfügbarkeitsvertrag,  
 

• Fahrzeuglieferungsvertrag über die Beschaffung der Fahrzeuge, 
 

• Instandhaltungs- und Verfügbarkeitsvertrag über die Sicherstellung der Verfüg-

barkeit der nach dem Fahrzeuglieferungsvertrag beschafften Fahrzeuge.  
 

(5) Die Kooperationspartner schließen mit den EVU Bereitstellungsverträge über die 

Überlassung der von ihnen verfügbar gehaltenen Fahrzeuge; die Aufgabenträger mit 

einem EVU einen Verkehrsvertrag über die Erbringung der Verkehrsdienstleistungen 

ab. 

 

(6) In den Verträgen nach Abs. 4 und 5 haften die Kooperationspartner nur für ihren An-

teil gemäß Abs. 3. Sie haften nicht als Gesamtschuldner. Für Forderungen aus den 

Verträgen nach Abs. 4 gegen den Hersteller oder nach Abs. 5 gegen das EVU sind 

sie keine Gesamtgläubiger. Die damit zusammenhängenden Rechtswirkungen sind 

bei der Gestaltung der Verträge nach Abs. 4 und 5 zu berücksichtigen. Insbesondere 

ist zu regeln, wie sich der Ausschluss der Gesamtgläubiger- und Gesamtschuldner-

schaft auf die Abnahme, die Zahlungsflüsse, die Bürgschaften und sonstigen Rechte 

und Pflichten aus den Verträgen auswirkt.  

 

(7) Falls bestands- bzw. rechtskräftig festgestellt wird, dass die Kooperationspartner in 

den Verträgen nach Abs. 4 und 5 nicht nur für Ihren Anteil haften, sind die Kooperati-

onspartner zur gegenseitigen Freistellung im Verhältnis ihrer Anteile nach Abs. 2 ver-

pflichtet. Kommt ein Kooperationspartner trotz schriftlicher Aufforderung seiner Frei-

stellungspflicht nicht nach, haben die vorleistenden Kooperationspartner gegen den 

säumigen Kooperationspartner einen Ausgleichsanspruch analog § 426 Abs. 2 BGB. 

§ 404 BGB gilt nicht. 

 

(8) Die Kooperationspartner tragen die Risiken im Zusammenhang mit den in Abs. 4  

und 5 genannten Verträgen, soweit diese Risiken oder Kosten nicht vom Hersteller 
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oder vom EVU zu tragen sind, gemeinsam im Verhältnis ihrer Finanzierungsanteile 

nach Abs. 2. 

 
 

§ 3 

Dauer der Kooperation 

 

(1) Die Kooperationsvereinbarung gilt ab dem Datum der Unterzeichnung dieser Koope-

rationsvereinbarung durch die Kooperationspartner. 

 

(2) Eine ordentliche Kündigung der Kooperation ist ausgeschlossen. 

 

(3) Die Kooperation wird, ohne dass es einer Kündigung bedarf, spätestens dann aufge-

löst, wenn die erworbenen Fahrzeuge veräußert oder die Verträge mit dem Herstel-

ler nach § 2 Abs. 4 rückabgewickelt werden, bei der Veräußerung der Fahrzeuge der 

Erlös aufgeteilt und alle gegebenenfalls bestehenden wechselseitigen Ansprüche 

befriedigt sowie alle bestehenden Rechte und Pflichten erfüllt wurden. 

 

(4) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung der Kooperation aus wichtigem Grund 

bleibt unberührt. 

 

(5) Jede Kündigung bedarf der Schriftform. 

 

 

§ 4 

Eigentum an den Fahrzeugen und Gefahrtragung 

 

(1) Das Eigentum an den Fahrzeugen geht mit Übereignung der Fahrzeuge auf die Ko-

operationspartner über. 

 

(2) Die Kooperationspartner erwerben die Fahrzeuge zu Eigentum nach Bruchteilen 

gemäß §§ 1008 ff. BGB. Durch den Eigentumserwerb an den Fahrzeugen entsteht 

eine Bruchteilsgemeinschaft an den Fahrzeugen. Die Bruchteile entsprechen dem 

Verhältnis der Finanzierungsanteile. 

 

(3) Die Kooperationspartner sind ohne die vorherige schriftliche Zustimmung der ande-

ren Kooperationspartner nicht berechtigt, über ihr Bruchteilseigentum an den Fahr-

zeugen zu verfügen oder schuldrechtliche Pflichten einzugehen. Dies gilt entspre-

chend für etwaige Rechtsnachfolger der Kooperationspartner. 

 

(4) Während der Laufzeit des Instandhaltungs- und Verfügbarkeitsvertrages und des 

Bereitstellungsvertrages liegt die Verantwortung für die Fahrzeuge grundsätzlich 

beim Hersteller bzw. beim EVU. Diese haben die damit in Zusammenhang stehen-

den Risiken während der Laufzeit der Verträge ausreichend zu versichern. Die Ein-
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zelheiten regelt die Kooperation mit dem Hersteller und dem EVU in gesonderten 

Vereinbarungen. 

 

(5) Die Chancen und Risiken im Zusammenhang mit den Fahrzeugen sowie die Lasten 

des Eigentums tragen, soweit diese Risiken oder Kosten nicht vom Hersteller oder 

vom EVU zu tragen sind, die Kooperationspartner gemeinsam im Verhältnis ihrer Fi-

nanzierungsanteile. 

 

 

§ 5 

Steuerliche Behandlung 

 
(1) Auf Ebene der Bruchteilsgemeinschaft/Kooperation etwaig anfallende Steuern tragen 

die Kooperationspartner grundsätzlich im Verhältnis ihrer Finanzierungsanteile ge-
mäß § 2 Abs. 2 dieser Kooperationsvereinbarung. Führen Umstände, die der einzelne 
Kooperationspartner selbst verwirklicht, zu Steuererhöhungen oder Steuerreduzie-
rungen, gilt das Prinzip der Tragung nach der wirtschaftlichen Veranlassung: Die nur 
einem Kooperationspartner zuzurechnenden Umstände sollen sich nur bei diesem 
wirtschaftlich auswirken. Dies bedeutet: Die sich ergebenden steuerlichen Mehr- oder 
Minderbelastungen auf Ebene der Bruchteilsgemeinschaft/Kooperation sollen nur von 
diesem Kooperationspartner getragen werden bzw. nur diesem Kooperationspartner 
zugutekommen. Wird ein Kooperationspartner für Steuerbeträge in Anspruch ge-
nommen, die nach diesen Grundsätzen wirtschaftlich von einem anderen Kooperati-
onspartner getragen werden müssten, hat der andere Kooperationspartner den erst-
genannten von allen entsprechenden Folgen freizustellen. Insofern arbeiten die Ko-
operationspartner vertrauensvoll zusammen und unterrichten sich gegenseitig. Nur 
zur Klarstellung halten die Parteien fest, dass steuerliche Pflichten und Steuern, wel-
che die Kooperationspartner selbst betreffen, von diesen allein erfüllt werden. 

 

(2) Die Kooperationspartner werden die Märkische Revision GmbH, Essen, mit der Ab-

wicklung der steuerrechtlichen Angelegenheiten für den Zeitraum bis zum 

31.12.2020, insbesondere der Prüfung der Geschäftsvorfälle und des Jahresab-

schlusses sowie Erstellen der Steuererklärung, beauftragen. 

 

 

§ 6 

Form der Kooperation 

 

(1) Die Kooperationspartner vereinbaren eine enge, vertrauensvolle Zusammenarbeit. 

Die Pflicht zur vertrauensvollen Zusammenarbeit erstreckt sich insbesondere auf die 

Vorbereitung und Durchführung der Vergabe und auf Entscheidungen zum Vertrags-

monitoring und Vertragscontrolling gegenüber dem Hersteller und dem EVU sowie 

allgemein auf Entscheidungen, die für die Vertragserfüllung des Herstellers und des 

EVU im Projekt im weitesten Sinne relevant sind. 
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(2) Die Pflicht zur vertrauensvollen Zusammenarbeit erstreckt sich auch auf Entschei-

dungen gegenüber sonstigen Dritten. Insbesondere stimmen die Kooperationspartner 

ihre Kommunikation gegenüber Dritten ab. 

 

 

§ 7 

Organisation der Kooperation 

 

(1) Die Kooperation bildet einen Lenkungskreis gemäß § 8 als Entscheidungsgremium. 

 

(2) Die VRR AöR wird mit der Geschäftsbesorgung beauftragt. Der Geschäftsbesor-

gungsvertrag wird Einzelheiten regeln. Die VRR AöR erfüllt die Aufgaben im Rahmen 

der Geschäftsbesorgung. 

 

(3) Bestehende Organisationsstrukturen aus der RRX-Kooperation (Projektmanage-

mentgruppe / Projektarbeitsgruppe) können genutzt werden. 

 

 

§ 8 

Lenkungskreis 

 

(1) Die Kooperation trifft ihre Entscheidungen im Lenkungskreis "Fahrzeugfinanzierung 

und Bruchteilseigentum" (im Folgenden: „Lenkungskreis“) durch Beschluss. Dem 

Lenkungskreis obliegen dabei die Entscheidungen über alle den Kooperationspart-

nern im Gesetz oder dieser Kooperationsvereinbarung zugewiesenen Angelegenhei-

ten.  

 

(2) Der Lenkungskreis besteht aus den Kooperationspartnern. Die Kooperationspartner 

sind frei in der Entsendung der Lenkungskreismitglieder. Im Regelfall sollen die Ko-

operationspartner nicht mehr als zwei Vertreter je Kooperationsraum entsenden. 

Dem Lenkungskreis müssen zumindest die Geschäftsführer oder der Vorstand der 

Kooperationsräume angehören. Die Kooperationspartner können Vertreter für Urlaub 

und Krankheit benennen. 

 

(3) Der Lenkungskreis tagt regelmäßig und auf Antrag eines Kooperationspartners. 

 

(4) Zu einer Lenkungskreissitzung sind die Kooperationspartner unter Einhaltung einer 

Frist von zwei Wochen schriftlich, per Telefax oder per E-Mail einzuladen. Bei Eilbe-

dürftigkeit kann die Einberufung mit angemessen kürzerer Frist erfolgen. Bei der Be-

rechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der 

Sitzung nicht mitgerechnet. Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesord-

nung mitzuteilen.  
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(5) Sofern die Kooperationspartner nicht einstimmig eine abweichende Regelung treffen, 

finden die Lenkungskreissitzungen bei der VRR AöR statt. 
 
(6) An den Lenkungskreissitzungen können  

 
a) der jeweilige Vertragspartner des Geschäftsbesorgungsvertrages, 

 

b) fachlich eingebundene Mitarbeiter der Kooperationspartner, 

 

c) Sachverständige und beruflich zur Verschwiegenheit verpflichtete Rechtsan-

wälte, Wirtschaftsprüfer oder Steuerberater, die die Kooperation und/oder 

einzelne Kooperationspartner beraten,  

 

als Gäste ohne Stimmrecht teilnehmen. 
 

 

§ 9 

Beschlüsse des Lenkungskreises 

 

(1) Die Beschlüsse des Lenkungskreises sind einstimmig zu fassen, soweit nicht die 

Ausnahmetatbestände nach Abs. 5 und 6 vorliegen. 

 

(2) Der Lenkungskreis ist nur beschlussfähig, wenn beide Kooperationspartner anwe-

send oder vertreten sind. Erweist sich der Lenkungskreis nicht als beschlussfähig, so 

ist unter Beachtung von vorstehenden § 7 Abs. 3 unverzüglich eine neue Lenkungs-

kreissitzung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf 

die anwesenden oder vertretenen Kooperationspartner beschlussfähig, falls hierauf 

in der Einberufung deutlich darauf hingewiesen wurde. 

 

(3) Die Beschlüsse des Lenkungskreises werden in der Regel in Lenkungskreissitzun-

gen gefasst. Soweit nicht zwingende Formvorschriften entgegen stehen, können mit 

Einverständnis aller Kooperationspartner die Beschlüsse der Kooperationspartner 

auch auf eine andere Art gefasst werden, vor allem außerhalb von Lenkungskreissit-

zungen, insbesondere im Umlaufverfahren in schriftlicher Form, oder per Telefax o-

der E-Mail. 

 

(4) Über jede Lenkungskreissitzung und jede Form der Beschlussfassung ist ein Proto-

koll anzufertigen, in welchem Ort und Tag, die Teilnehmer sowie der wesentliche In-

halt der Verhandlungen und die Beschlüsse des Lenkungskreises anzugeben sind. 

Zum Protokollführer wird der jeweilige Vertragspartner des Geschäftsbesorgungsver-

trages bestimmt. Das von dem Protokollführer erstellte Protokoll ist von diesem und 

dem Vorsitzenden der Lenkungskreissitzung zu unterzeichnen. Den Kooperations-

partnern ist unverzüglich eine Abschrift des Protokolls zu übersenden. Das Protokoll 

erfüllt Beweisfunktion, es ist keine Wirksamkeitsvoraussetzung für die Beschlussfas-

sung. 
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(5) Falls ein Kooperationspartner sich schriftlich bereit erklärt, die finanziellen Belastun-

gen, die sich aus einem Beschluss des Lenkungskreises für die anderen Kooperati-

onspartner ergeben, zu übernehmen, bedarf es keines Beschlusses des Lenkungs-

kreises. Dies gilt nicht, wenn die Entscheidung eines Kooperationspartners zu einer 

Verminderung des Leistungsumfanges in dem Gebiet des jeweils anderen führt. 

Dann gilt die Regelung des Abs. 3. 

 

(6) Entscheidungen während der Vertragslaufzeit, deren Auswirkungen nur einen Ko-

operationspartner allein betreffen, kann jede Partei grundsätzlich eigenverantwortlich 

treffen. Die nicht betroffenen Parteien sind von der Planung und vor der konkreten 

Umsetzung unverzüglich zu informieren. 

 

(7) Kommt ein Beschluss des Lenkungskreises nicht mit der erforderlichen Mehrheit 

zustande, so kann im Interesse aller durch jeden Kooperationspartner eine nach bil-

ligem Ermessen angemessene Entscheidung verlangt werden. Bei Streitigkeiten 

hierüber führt die Kooperation auf Antrag eines Kooperationspartners ein Schieds-

verfahren nach der Schiedsgerichtsordnung und den ergänzenden Regelungen für 

beschleunigte Verfahren der Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit e.V. 

(DIS) durch, dessen Ergebnis sie als bindend anerkennt. Auf den Schiedsrichter 

werden sich die Kooperationspartner einvernehmlich verständigen. Gelingt eine ein-

vernehmliche Bestimmung des Schiedsrichters nicht binnen vier Wochen nach Stel-

lung des Antrags auf Durchführung eines Schiedsverfahrens, beauftragen die Ko-

operationspartner für fahrzeugbezogene Entscheidungen den Präsidenten des Ei-

senbahn-Bundesamtes und für finanzierungsbezogene Entscheidungen den Präsi-

denten des OLG Hamm mit der Bestimmung eines Schiedsrichters. Die Bestimmung 

des Schiedsrichters ist für die Kooperation bindend. Die Kosten des Schiedsverfah-

rens werden entsprechend den §§ 91 ff. ZPO verteilt. 

 

 

§ 10 

- bleibt frei - 

 

 

§ 11 

Geschäftsbesorgung und Vertretung 

 

(1) Die Kooperationspartner übertragen die Aufgaben der Geschäftsbesorgung auf die 

VRR AöR nach Maßgabe des noch abzuschließenden Geschäftsbesorgungsvertra-

ges. 

 

(2) Die Kooperationspartner bevollmächtigen die VRR AöR, die Kooperation im Außen-

verhältnis zu vertreten. Die VRR AöR handelt insoweit im Namen und für Rechnung 

der Kooperation. Sie unterliegt nicht den Beschränkungen des § 181 BGB. Die VRR 
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AöR wird im Geschäftsbesorgungsvertrag verpflichtet, sich an alle Entscheidungen 

des Lenkungskreises zu halten und diese umzusetzen.  

 

(3) Alle wesentlichen Maßnahmen der Geschäftsbesorgung bedürfen der vorherigen 

Zustimmung des Lenkungskreises. Dies sind insbesondere: 

 

a) Festlegung des jährlichen Budgetplanes der Kooperation, 

 

b) Ausführung von Geschäften, die im Vergleich zum Budgetplan zu zusätzli-

chen Kosten in Höhe von mehr als € 100.000,00 im Einzelfall führen, 

 

c) Abnahme von Fahrzeugen gegenüber dem Hersteller, 
 
d) Genehmigung des Jahresabschlusses der Bruchteilsgemeinschaft, 
 
h) Abschluss, Änderung oder Beendigung von Beraterverträgen, 

 

i) Kündigung des Geschäftsbesorgungsvertrages,  

 

j) Einleitung von Verfahren vor staatlichen Gerichten oder Schiedsgerichten 

sowie Abschluss von Vergleichen in solchen Verfahren, 
 
l) Änderung, Kündigung und Rücktritt bzw. Aufhebung der Verträge aus der 

Fahrzeugbereitstellung des Emscher-Münsterland-Netzes,  

 

m) Geschäfte oder Maßnahmen, welche der Lenkungskreis für zustimmungsbe-

dürftig erklärt hat. 

 

Die Kooperationspartner können der VRR AöR jederzeit gemeinsam Weisungen in 

Bezug auf die Aufgaben der Geschäftsbesorgung erteilen. 

 

Die Kooperationspartner können jederzeit durch Beschluss des Lenkungskreises wei-

tere Maßnahmen in den vorstehenden Katalog der zustimmungsbedürftigen Ge-

schäftsbesorgungsmaßnahmen aufnehmen.  

 

(4) Für die im Zusammenhang mit der Geschäftsbesorgung zu tätigenden Ausgaben und 

entgegenzunehmenden Einnahmen wird ein Konto im Namen des jeweiligen Ver-

tragspartners des Geschäftsbesorgungsvertrages und für Rechnung der Kooperation 

eingerichtet (Treuhandkonto der Kooperation). Alle Zahlungsvorgänge betreffend die 

Geschäftsbesorgung sind über dieses Konto abzuwickeln.  

 

(5) Auf Beschluss des Lenkungskreises können für die Einzahlungen und Auszahlungen 

aus der Fahrzeugfinanzierung (Grundentgelt und Annuitäten) für jeden Bruchteilsei-

gentümer/Kooperationspartner getrennt geführte Treuhandkonten eingerichtet wer-
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den, über die die entsprechenden Zahlungsvorgänge abgewickelt werden (Clearing-

stelle).  

 

 

§ 12 

Informationspflicht des Geschäftsbesorgers 

 

Die VRR AöR ist im Geschäftsbesorgungsvertrag so zu verpflichten, dass sie den Kooperati-

onspartnern, insbesondere den einzelnen Mitgliedern des Lenkungskreises, regelmäßig oder 

auf Verlangen unverzüglich Auskunft über die Angelegenheiten der Kooperation und der 

Geschäftsbesorgung zu geben und die Einsicht der Bücher und Schriften der Kooperation zu 

gestatten hat, soweit sie die Belange der Kooperation betreffen. Die VRR AöR darf die Aus-

kunft und die Einsicht nur verweigern, soweit zu besorgen ist, dass sie kooperationsfremden 

Zwecken dienen soll und dadurch der Kooperation oder den Aufgabenträgern einen nicht 

unerheblichen Nachteil entstehen kann. 

 

 

§ 13 

- bleibt frei - 

 

 

§ 14 

Budgetplan / Einlagen der Kooperationspartner 

 

(1) Der Budgetplan der Kooperation berücksichtigt im Erfolgsplan Erträge und Aufwen-

dungen aus den im Rahmen der Geschäftsbesorgung für die Kooperation durchzu-

führenden Geschäftsvorfälle, insbesondere: 

• Aufwendungen für bezogene Leistungen, insbesondere Kosten für rechtliche, 

technische und steuerrechtliche Beratung sowie Vergütung des Geschäftsbe-

sorgers,  
• sonstige betriebliche Aufwendungen, insbesondere, Prüfungs- und Steuerbe-

ratungskosten,  Nebenkosten des Geldverkehrs, 
• Zinserträge, 
• Steuern. 

 

(2) Der Budgetplan weist im Finanzplan darüber hinaus weitere Beträge als Finanzie-

rungsbedarf der Kooperation z.B. für Anschaffungsnebenkosten, die Vorfinanzierung 

von Vorsteuerbeträgen und die an das Finanzamt abzuführende Umsatzsteuer für 

die von den Kooperationspartnern vereinnahmten Erträge sowie als Finanzierung die 

Einlagen der Kooperationspartner aus. 

 

(3) Die Kooperationspartner erbringen aufgeteilt nach dem Verhältnis der auf sie entfal-

lenden Finanzierungsanteile nach § 2 Abs. 3 eine Einlage entsprechend dem be-

schlossenen Budgetplan. 
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(4) Die Finanzierungsbeiträge sind jeweils vorschüssig bis zum fünften Werktag eines 

Quartals auf das Konto der Kooperation einzuzahlen. 

 

(5) Die Höhe der Finanzierungsbeiträge kann jederzeit durch einstimmigen Beschluss 

des Lenkungskreises angepasst werden. 

 
 

§ 15 

Buchführung 

 
(1) Die Buchführung, der Jahresabschluss und die Steuererklärungen der Kooperation 

werden nach handelsrechtlichen Grundsätzen unter Beachtung steuerlicher Vor-

schriften durch den Geschäftsbesorger im Rahmen der Geschäftsbesorgung erstellt. 

 

(2) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 16 

Darlehens-, Verrechnungs- und Kapitalkonten, Ergebnisverteilung, 

Entnahmen und Einlagen 

 

(1) Für jeden Kooperationspartner wird ein eigenes Kapitalkonto geführt, über das Ent-

nahmen und Einlagen einschließlich der Umsatz- und Vorsteuerbeträge für die von 

den Kooperationspartnern selbst getragenen Kosten bzw. vereinnahmten Erträge 

sowie Gewinn- und Verlustanteile gebucht werden. Zu den Kapitalkonten können 

auch Unterkonten geführt werden. Die Kapitalkonten sind unverzinslich.  

 

(2) Die Kooperationspartner sind grundsätzlich am Ergebnis der Kooperation nach dem 

Verhältnis der auf sie entfallenden Finanzierungsanteile nach § 2 Abs. 3 beteiligt. 

Führen Umstände, die der einzelnen Kooperationspartner selbst verwirklicht, zu 

Aufwendungen oder Erträgen, gilt das Prinzip der Tragung nach der wirtschaftlichen 

Veranlassung: Die nur einem Kooperationspartnern zuzurechnenden Umstände sol-

len sich auch nur bei diesem wirtschaftlich auswirken. 

 

(3) Einlagen der Kooperationspartner sind grundsätzlich entsprechend dem Budgetplan 

gemäß § 10 bzw. im Bedarfsfall gemäß Beschluss des Lenkungskreises zu leisten. 

Über Entnahmen entscheidet grundsätzlich der Lenkungskreis mit Beschluss nach 

Feststellung des Jahresabschlusses und der Ergebnisverwendung. 

 

(4) Einlagen sind durch die Kooperationspartner auch für durch die Kooperation an das 

Finanzamt abzuführende Umsatzsteuerbeträge auf die von den Kooperationspart-

nern vereinnahmten Erträge, die nicht im Budgetplan berücksichtigt sind, zum Fällig-

keitsdatum zu leisten. Entnahmen durch die Kooperationspartner sind für die vom 
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Finanzamt erstatteten Vorsteuerbeträge auf die von den Kooperationspartnern selbst 

getragenen Kosten (z.B. Aufwendungen, Anschaffung- und Anschaffungsnebenkos-

ten) entsprechend dem Prinzip der wirtschaftlichen Veranlassung vorgesehen. 

 
 

§ 17 

(Wieder-)Einsatz der Fahrzeuge und Veränderung der Umstände 

 

(1) Die Kooperationspartner verpflichten sich, die Fahrzeuge – vorbehaltlich einer ein-

vernehmlich beschlossenen wirtschaftlicheren Lösung – nach Ablauf des ersten Ver-

kehrsvertrages auch für die Folgeverkehrsverträge für insgesamt mindestens 25 

Jahre, wenigstens bis zum 31.12.2045, wiedereinzusetzen. 

 

(2) Verändern sich die Umstände, unter denen diese Kooperationsvereinbarung abge-

schlossen wurde, werden die Parteien unverzüglich eine einvernehmliche Anpas-

sung dieser Kooperationsvereinbarung beschließen, die dem Sinn und Zweck der 

Kooperationsvereinbarung, wie er in der Präambel und den einzelnen Bestimmun-

gen zum Ausdruck kommt, zu bestmöglicher Wirkung verhilft und die wohlverstan-

denen Interessen der Parteien angemessen berücksichtigt. Das Gleiche gilt im Falle 

von Regelungslücken. 

 

 

§ 18 

Revisionsklausel 

 

Anpassungen dieser Kooperationsvereinbarung kann der Lenkungskreis beschließen. 

 

 

§ 19 

Schlussbestimmungen 

 

(1) Sollten einzelne Bestimmungen dieser Kooperationsvereinbarung unwirksam sein 

oder aus tatsächlichen oder Rechtsgründen nicht durchgeführt werden können, ohne 

dass damit die Aufrechterhaltung der Kooperationsvereinbarung für die Parteien ins-

gesamt unzumutbar wird, werden dadurch die übrigen Bestimmungen dieser Koope-

rationsvereinbarung nicht berührt. Anstelle der unwirksamen Bestimmungen ist eine 

Bestimmung zu vereinbaren, die dem von den Parteien angestrebten Zweck wirt-

schaftlich am nächsten kommt. Soweit es sachdienlich ist, gelten die Vorschriften der 

§§ 705 bis 740 BGB entsprechend. 

 

(2) Die Änderung, die Ergänzung und die Aufhebung dieser Kooperationsvereinbarung 

einschließlich ihrer Anlagen bedürfen der Schriftform, soweit keine strengere Form 

vorgeschrieben ist. Das Gleiche gilt für die Änderung, die Ergänzung und die Aufhe-

bung dieser Schriftformklausel. 
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Gelsenkirchen, den …….……………….   

   

   

…………………………………… 

ZV VRR FaIn-EB 
  

 
 

 

Unna, den ……..…………….…….….  Unna, den ……..………………………. 

   

   

…………………………………… 

NWL EBINFA 
 

…………………………………… 

NWL EBINFA 

 
 

 
 


